
1091 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des NationalratesXIII. GP 

14. 3. 1974 

Regierungsvorlage 

Bundesverfassungsgesetz vom XXXX 
XXXXX ü~er Änderungen der Staats grenze 
zwischen der Republik österreich und der 
Tschechoslowakischen Sozialistischen Repu-

blik 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Begriffsbestimmungen 

§ 1. Im Sinne dieses Bundesverfassungsgesetzes 
sind 

1. Staatsgrenze: die Staatsgrenze zwismen der 
Republik österreich (Land Niederösterreich) 
und der Tschemoslowakischen Sozialistischen 
Republik; 

2. Vertrag: der Vertrag zwi~chen der Republik 
österreich und der Tschechoslowakischen 
Sozialistischen Republik über die gemein­
same Staats grenze vom 21. Dezember 1973; 

3. Anlagen: die Anlagen zu dem in der Z. 2 
genannten Vertrag. 

linderungen der Staats grenze in den Sektionen 
VI, VII, IX und X 

§ 2. (1) Der Verlauf der Staatsgrenze 1st be­
stimmt 

1. in der Sektion VI vom Grenzzeichenpaar 0/1, 
0/2 nach dem Grenzpunkt VI/6 bis zum 
Grenzzeichen 4 nach dem Grenzpunkt VI/6 
(Stadtgemeinde Litschau, politischer Bezirk 
Gmünd) durm die Anlage 1; 

2. in der Sektion VI vom Grenzzeichenpaar 0/1, 
0/2 nach dem Grenzpunkt VI/72 bis zum 
Grenzzeimen 6 nach dem Grenzpunkt VI/72 
(Gemeinde Kautzen, politischer Bezirk Waid­
hofen an der Thaya) durch die Anlage 2; 

3. in der Sektion VII vom Grenzzeichen VII/42 
bis zum Grenzzeichenpaar 1 a, 1 b nach dem 
Grenzzeichen VII/43 (Gemeinde Rabesreit, 
politischer Bezirk Waidhofen an der Thaya, 
und Stadtgemeinde Drosendorf-Zissersdorf, 
politischer Bezirk Horn) durm die Anlage 3; 

4. in der Sektion IX vom Grenzpunkt 8 nach 
dem Grenzzeichen IX/31 bis zum Grenz­
zeichen 2 nach dem Grenzpunkt IX/33 und 
vom Grenzpunkt 2 nach dem Gr~nzpunkt 
IX/34 bis zum Grenzzeichen 0/10 nach dem 
Grenzpunkt IX/34 (Gemeinden Neudorf bei 
Staatz und Wildendürnbach, politischer Be­
zirk Mistelbach) durm die Anlage 4; 

5. in der Sektion IX vom Grenzzeichen 4 nach 
dem Grenzpunkt IX/69 bis zum Grenzpunkt 
IX/70 und vom Grenzzeichen 0/3 nam dem 
Grenzpunkt IX/71 bis zum Grenzpunkt IX/ 
72 (Gemeinde Drasenhofen, politischer Be­
zirk Mistelbach) durch die Anlage 5; , 

6. in der Sektion X vom Grenzpunkt X bis 
zum Grenzpunkt 4 nach. dem Grenzpunkt X 

. (Gemeinde Drasenhofen; politismer Bezirk 
Mistelhach) durch die Anlage 6. 

(2) Die Anlagen 1, 2, 3, 5 und 6 bestehen je 
aus einer Ausführlichen Beschreibung der Staats­
grenze, einem Plan der Staatsgrenze im Maß­
stab 1: 2880, Feldskizzen im Maßstab 1: 500 
oder 1 : 1000 und einem Koordinatenverzeichnis 
der Polygonpunkte. Die Anlage 4 besteht aus 
einer Ausführlichen Beschreibung der Staatsgrenze, 
einem Plan der Staatsgrenze im Maßstab 1 : 2880 
und einem Koordinatenverzeichnis der Polygon­
punkte. 

(3) Spätere Veränderungen der Lage der in den 
Anlagen. 1 bis 6 genallUten Grenzbäche und 
Grenzgräben haben auf den Verlauf der Staats­
grenze keinen Einfluß. 

Verlauf der Staatsgrenze in der unteren Thaya 

§ 3. (1) Vom Grenzpunkt· XI :verläuft' die 
Staatsgrenze in der durm diesen Grenzpunkt 
und das Grenzzeichen XI es bestimmten Geraden 
bis zum Schnittpunkt dieser Geraden mit der 
Mittellinie der Thaya. Sodann folgt sie bis zur 
Einmündung der Thaya in die Marm der Mittel­
linie der Thaya flußabwärts bis zum Schnittpunkt 
der Mittellinie der Thaya mit· der Geraden, die 
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2 1091 der Beihgen 

durch die im 21. Dezember 1973 gegebenen, in 
der Anlage 7 (Plan der Staatsgrenze im Maßstab 
1 : 5000) und in der Anlage' 8 (Grenzkarte im 
Maßstab 1 : 10.000) dargestellten Standorte der 
Grenzzeichen XI/6/1 und XI/612 bestimmt ist. 

(2) Wo die Staatsgrenze durch die Mittellinie 
der Thaya bestimmt wird, ist sie beweglich, das 
heißt, sie folgt dieser Mittellinie bei allmählichen 
natürlichen Veränderungen der Lage des Flusses. 
Die Staatsgrenze folgt bei künstlichen Verände­
rungen der Lage des Flusses der Mittellinie nur 
insoweit, als die Mittellinie nicht mehr als um 
ein Viertel der Breite des Mittelwasserbettes von 
der unmittelbar vor Baubeginn geltenden Grenz­
linie abweicht. Unter solch,en künstlichen Vei-än­
derungen sind nur Baurnaßnahmen zu verstehen, 
die im Rahmen des Vertrages zwischen der Re­
publik österreich und der Tschechoslowakischen 
Sozialistischen Republik über die Regelung von 
wasserwirtschaftlichen Fragen an den Grenz­
gewässern vom 7. Dezember 1967, BGBL Nr. 106/ 
1970, bewirkt werden. In ein und demselben Teil 
der Staatsgrenze kann der Verlauf der Grenz­
linie durch solche Baurnaßnahmen nur einmal 
geändert werden. 

(3) Unter der Mittellinie der Thaya ist eine 
kontinuierlich und flüssig verla-qfende Linie zu 
verstehen, die, soweit es ihr kontinuierlicher 
flüssiger Verlauf zul~ßt, von den beiden Ufer­
rändern des Mittelwasserbettes gleich weit ent­
fernt ist. AIs Uferränder des Mittelwasserbettes 
gelten die Benetzungslinien des Flusses - bei 
Inseln die Benetzungslinien des Hauptarmes -
bei Mittelwasser. Mittelwasser besteht bei einem 
Abfluß von 45 m 3/s, gemessen im Pegelprofil 
Bernhardsthal. Als Hauptarm gilt der Arm des 
Flusses, der bei Mittelwasser die größere' Durch-
flußmenge aufweist. . 

Verlauf der Staatsgrenze in der March 

§ 4 (1) Von dem im § 3 Abs. 1 zweiter Satz 
beschriebenen Schnittpunkt verläuft die Staats­
grenze geradlinig bis zum Schnittpunkt der Mit­
tellinie . ,der March mit der Geraden, die durch 
die am 21. Dezember 1973 gegebenen, in den 
Anlagen 7 und 8 dargestellten Standorte der 
Grenzzeichen XI/6/1 und XI/6/3 bestimmt ist. 
Von diesem Schnittpunkt folgt die Staatsgrenze 
bis zur Einmündung der March in die Donau 
der Mittellinie de~ March fluß~bwärts bis zum 
Schnittpunkt der Mittellinie der March mit der 
Geraden, die durch den am 21. Dezember 1973 
gegebenen, in der Anlage 8 (Grenzkarte im Maß­
stab 1 : 10.000) sowie in den Anlagen 9 und 10 
(Pläne der Staatsgrenze im Maßstab 1: 2500) 
dargestellten Standort des Grenzzeichenpaares XII 
32 ,bestimmt ist. 

(2) Soweit die Staatsgrenze durch die Mittel­
linie der March bestimmt wird, gilt § 3 Abs. 2 
entsprechend. 

(3) Unter der Mittellinie der March ist eine 
kontinuierlich und flüssig verlaufende Linie zu 
verstehen, 'die, soweit es ihr kontinuierlicher 
flüssiger Verlauf zuläßt, von den beiden Ufer~ 
rändern des Mittelwasserbettes gleich weit ent­
fernt ist. Bei einem regulierten Ufer gilt als, 
Uferrand des Mittelwasserbettes der Verlauf der . 
Leitkante des Uferbaues oder des Leitwerkes, 
soweit die Leitkante nicht durchlaufend vorhan­
den ist, die gedachte fortlaufende Verbindungs­
linie zwischen ,den angrenzenden Leitkanten. Bei 
einem nicht regulierten Uf.er gilt als Uferrand des 
Mittelwasserbettes die Benetzungslinie bei einem 
Wasserstand, der der Höhenlage der gegenüber­
liegenden Leitkante, soweit jedoch eine gegen­
überliegende Leitkante nicht vorhanden ist, der 
aus den angrenzendep Leitkanten abgeleiteten 
Höhenlage entspricht. 

Verlauf der Staatsgrenze in der Donau 

§ 5. (1) Von dem im § 4 Abs. 1 zweiter Satz 
beschriebenen Schnittpunkt verläuft die Staats­
grenze geradlinig bis zum Schnittpunkt der Mit­
tellinie der Hauptschiffahrtsrinne der Donau mit 
der Geraden, die durch die am 21. Dezember 1973 
gegebenen, in den Anlagen 8, 9 und 10 darge­
stellten Standorte der Grenzzeichen XI/32 es und 
P 1 ö bestimmt ist. Von diesem Schnittpunkt 
folgt die Staatsgrenze der 'Mittellinie der Haupt­
schiffahrtsrinne der Donau (§ 6) bis zum Schnitt­
punkt dieser Mittellinie mit der durch das Grenz­
zeichen XI/33 und den Grenzpunkt XII bestimm­
ten Gerade~. So dann verläuft sie in dieser Ge­
raden bis zum Grenzpunkt XII. 

(2) Wo die Staatsgrenze durch die Mittellinie 
der Hauptschiffahrtsrinne der Donau bestimmt 
wird, ist sie beweglich, das heißt, sie folgt dieser 
Mittellinie bei allmählichen natürlichen Verände­
rungen der Hauptschiffahrtsrinne. Die Staats­
grenze folgt bei künstlichen ,Veränderungen der 
Hauptschiffahrtsrinne dieser Mittellinie nur in­
soweit, als die Mittellinie nicht mehr als um 
100 m von der unmittelbar vor Baubeginn gel­
tenden Grenzlinie a.bweicht und innerhalb der 
am 21. Dezember 1973 gegebenen, in der An­
lage 10 dargestellten Uferränder der Donau ver­
bleibt. Unter solchen künstlichen Veränderungen 
sind nur Baurnaßnahmen im Sinne ·des § 3 Abs. 2 
dritter Satz zu verstehen. . 

(3) Unter der Mittellinie der Hauptschiffahrts­
.rinne der Donau ist eine kontinuierlich und flüs­
sig verlaufende Linie zu verstehen, die aus Ge­
raden und Kreisbögen besteht und von den beiden 
Begrenzungslinien der Hauptschiffahrtsrinne 
möglichst gleich weit entfernt' ist. Die Radien der 
Kreisbögen sind womöglich nicht kleiner als 
800 m zu wählen. 

§ 6~ (1) Unter dem Begriff "Hauptschiffahrts­
rinne" im Sinne des § 5 ist derjenige. von der 
Großschiffahrt bei Niederwasser benützte min-
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1091 der Beitagen 3 

destens 100 m breite, durch kontinuierliche Linien 
begrenzte Teil des Flußbettes zu verstehen, der 
bei dem von der Donaukommission zuletzt er­
mittelten "etiage navigable" (Schiffahrtsnieder­
wasser) eine durchgehende Mindestfahrwasser­
tiefe von 2"50 m hat. 

(2) Wo die angegebene durchgehende Mindest­
fahrwassertiefe von 2'50 m nur auf einer Breite 
von weniger als 100 m oder überhaupt nicht vor­
handen ist, gilt als Hauptschiffahrtsrinne der­
jenige von der Großschiffahrt bei Niederwasser 
benützte, durch kontinuierliche Linien begrenzte 
Teil des Flußbettes, der bei Schiffahrtsnieder­
wasser (Abs~ 1) auf einer Breite von 100 m die 
größten Tiefen aufweist.' 

(3) An übergängen von Strecken der Haupt­
schiffahrtsrinne nach Abs. 1 auf Strecken der 

Haui:ltschiffahrtsrinne nach Abs. 2 oder umge­
kehrt ist die Hauptschiffahrtsrinne derart zu er­
mitteln, daß die Begrenzungslinien der über­
gänge mit kontinuierlich und flüssig verlaufenden 
Linien anschließen. Diese übergänge sind i.n die 
im Abs. 1 genannten Strecken der Hauptschiff­
fahrtsrinne zu legen und dürfen 300 m nicht 
überschreiten. 

Inkrafttreten und Vollziehung 

§ 7. (1) Dieses Bundesverfassungsgesetz trltt 
- vorbehaltlich des zur Wirksamkeit der §§ 2 
bis 6 erforderlichen ühereinstimmenden Verfas­
sungsgesetze des Landes Niederösterreich - in 
demselben Zeitpunkt in Kraft wie der Vertrag. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesverfas­
sungsgesetzes ist die 1lundesregierung ·betraut. 
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4 1091 der Beil;tgen 

Erläuterungen 

I. Allgemeiner Teil 

Der am 21. Dezember 1973 in Wien unterzeich­
nete Vertrag zwischen der Republik österreich 
und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Re­
publik über die Gemeinsame Staatsgrenze regelt 
nicht nur eingehend die Vermessung und 
Vermarkung der 568 km langen österreichisch­
tschechoslowakischen Staats grenze sowie den 
Schutz und die Sichtbarerhaltung der zwi­
schenstaatlichen Grenzzeichen (Abschnitte III 
bis V), sondern bringt auch in seinem Abschnitt I 
wesentliche Bestimmungen über den Grenzverlauf 
selbst. Insbesondere ist vorgesehen, die Staats­
grenze im Bereich der durch 17 Durchstiche be­
gradigten March in die Mitte des regulierten 
Flußbettes zu verlegen, weiters die grenzbestim­
mende Mittellinie der unteren Thaya, der March 
und der Hauptschiffahrtslinie der Donau präziser 
zu definieren und schließlich die Staatsgrenze in 
diesen Bereichen nicht nur - wie bisher - bei 
allmählichen natürlichen Veränderungen, sondern 
in bestimmtem Umfang auch bei künstlichen Ver­
änderungen der Lage' des Flusses (bei der Donau 
der Hauptschiffahrtsrinne) der Mittellinie fol-
gen zu lassen. ' 

Bei diesem Anlaß soll ebenfalls im Bereich des 
Landes Niederösterreich (Sektionen VI, VII, IX 
und X) bei drei regulierten Grenzbächen und 
zwei regulierten Grenzgräben die Staats grenze 
- von einer Teilstrecke abgesehen - wieder in 
die Mitte des Gerinnes verlegt werden, wodurch 
geringfügige Gebietsänderungen eintreten (Art. 2 
des Vertrages). 

Infolge der in Rede stehenden Grenzänderun­
gen fallen an die Republik österreich bei den 
Marchdurchstichen Gebietsteile mit einer Gesamt­
fläche von 1,648.000 m2 und bei den übrigen 
fünf RegulierungsstreckenGebietsteile mit einer 
Gesamtfläche von 4822 m2, sohin insgesamt 
1,652.822 m2• Demgegenüber erhält die CSSR 
bei den Marchdurchstichen nur 1,482.700 m2 und 
bei den übrigen Grenzänderungsstrecken 4722 m2, 

sohin insgesamt 1,487.422 m2 Zum vollständigen 
Ausgleich der 165.400 m2 betragenden Flächen­
differenz wird die Republik österreich mehrere 
Grundstücke im gleichen Gesamtausmaß im Be­
reich der Gemeinden Neudorf bei Staatz und 

Wildendürnbach (Sektion IX - politischer Bezirk 
Mistelbach) an die cSSR übertragen (Art. 2 Abs. 1 
Z.4). 

Innerstaatlich sind nach Art. 3 Abs. 2 B-VG 
übereinstimmende Verfassungsgesetze des Bun­
des und des von den vereinbarten Gebietsände­
rungen betroffenen Landes Niederösterreich er­
forderlich. Die Niederösterreichisch'e Landesregie­
rung hat bereits zugesichert, zur gegebenen Zeit 
den Entwurf eines übereinstimmenden Landes­
verfassungsgesetzes im Landtag einzubringen. 

Die nähere Vorgeschichte des in Rede stehenden 
Grenzvertrages, weiters die derzeit für die öster­
reichisch-tschechoslowakische Staatsgrenze maß­
gebende Rechtslage und die im vorliegenden Ge­
setzentwurf zitierten Vertragsanlagen 1 bis 10 
sind in ,den Erläuterungen zum Grenzvertrag, 
den die Bundesregierung unter einem dem Natio­
nalrat zur verfassungsmäßigen Behandlung nach 
Art. 50 B-VG vorlegt, ausführlich behandelt. Auf 
diese Erläuterungen darf daher verwiesen wer­
den. 

Die §§ 2 bis 6 des vorliegenden Gesetzentwur­
fes entsprechen inhaltlich ,den Art. 2, 3 bis 5 
(jeweils Abs. 1 bis 3) und 6 des Vertrages. 

11. Besonderer Teil 

Zu § 1: 

Die Worte "Staatsgrenze zwischen der Repu­
blik österreich (Land Niederösterreich) und der 
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik", 
weiters der Titel des Grenzvertrages und schließ­
lich die Worte "Anlagen zum Vertrag zwi-
schen .......... " wären im vorliegenden Gesetz-
entwurf wiederholt zu verwenden. Aus gesetzes­
ökonomischen Gründen wurden hiefür Begriffs­
bestimmungen geschaffen. 

Zu § 2: 

Zu Abs. 1: 

Durch den Vertrag zwischen der Republik 
österreich und der Tschechoslowakischen Repu­
blik zur Regelung der technisch-ökonomischen 
Fragen in den Grenzstrecken der Donau, March 
und Thaya vom 12. Dezember 1928, BGBL 
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Nr. 277/1930, wurde die Durchführung der Ar­
beiten wasserbaulicher Natur in den genannten 
Grenzstrecken geregelt. Dieser Vertrag wurde 
nadl Beendigung des Zweiten Weltkrieges wieder 
angewendet und erst im März 1970 durch den 
all e Grenzgewässer zwischen den beiden Staaten 
umfassenden Vertrag über die Regelung von was­
scrwirtschaftlichen Fragen an den Grenzgewässern 
vom 7. Dezember 1967, BGBI. Nr. 106/1970, er­
setzt. Die auf Grund des Grenzgewässervertrages 
1928 gebildet'e "Gemeinsame technische Kom­
mission" hat nicht nur - was noch beim § 4 
näher zu behandeln sein wird - für die Regu­
lierung der March-Grenzstrecke gesorgt, sondern 
gleichfalls im Bereich des Landes Niederösterreich 
die Regulierung von drei Grenzbächen und zwei 
zeitweise wasserführenden Grenzgräben ver­
anlaßt. Nach der derzeit maßgebenden Rechts­
lage ist die Staatsgrenze den durch die Regu­
lierungen bewirkten Veränderungen der Mittel­
linie dieser Gerinne nicht gefolgt. Das "Ausein­
anderfallen" von Grenzlinie und Mittellinie hat 
aber die Nachteile gebracht, daß an den in Rede 
stehenden fünf Regulierungsstreckender Grenz­
yerlauf in der örtlichkeit nicht mehr klar zu 
erkennen ist und dadurch unbeabsichtige Grenz­
übertritte oder sonstige Grenzzwischenfälle be­
günstigt werden. Dazu kommt noch vor allem 
beim Frattingbach (Z. 3), daß die durch die Re­
gulierungstrasse abgeschnittenen Gebietsteile vom 
Heimatstaat aus praktisch überhaupt nicht oder 
nur unter größten Schwierigkeiten bewirtschaftet 
werden können. Aus Anlaß der Verlegung der 
Staatsgrenze in die Mitte des regulierten March­
bettes (§ 4 Abs. 1 des vorliegenden Gesetzent­
wurfes und Art. 4 Abs. 1 des Vertrages) soll 
auch in den' fünf Regulierungsstrecken die Staats­
grenze wieder in die Mitte des regulierten Bettes 
gelegt werden. 

Weitere Grenzänderungen sind schließlich, 
wie bereits erwähnt, zum Ausgleich der Gebiets­
verluste notwendig, die für die eSSR bei den 
Marchdurchstichen eintreten. Zu den einzelnen 
Ziffern des § 2 Abs. 1 ist Zu bemerken: 

Z.1: 

Der Grenzgraben unterhalb des Goisaufteiches 
in der Sektion VI (Stadtgemeinde Litsch.au) 
wurde 1969 reguliert. Durch die vereinbarte 
Grenzänderung fallen Gebietsteile mit einer 
Gesamtfläche yon 220 m 2 an österreich und 
Gebietsteile mit einer Gesamtfläche von 191 m2 

an die eSSR. Die Länge der geänderten Grenz­
strecke beträgt künftig 0'5 km. 

Z.2: 

Der Grenzbach im Bereich der Gemeinde 
Kautzen (Sektion VI) wurde im Jahre 1970 
reguliert. Durch die Verlegung der Staatsgrenze 
in die Mitte des regulierte~ Bachbettes fallen 

insgesamt 1024 m2 an österreich und 1309 m2 

an die CSSR. Die Länge der geänderten Grenz­
strecke beträgt künftig 0'9 km. 

Z.3: 

Der Frattingbach im Bereich der Gemeinden 
Rabesreit und Drosendorf-Zissersdorf (Sek­
tion VII) wurde im Jahre 1959 reguliert. Durch 
die Verlegung der Staatsgrenze in die Mitte d,es 
neuen Bachbettes fallen insgesamt 2682 m2 an 
österreich und 2600 m2 an die eSSR. Die Länge 
der geänderten Grenzstrecke beträgt künftig 
1'2 km. 

Z.4: 

W,ie 'bereits im aHgemeinen Teil der Erillute­
rungen bemerkt worden ist, werden infolge der 
angestrebten Verlegung der Staatsgrenzein die 
Mitte der 17 Marchdurchstiche (§ 4 Abs.1 des 
vorliegenden Gesetzentwurfes und Art. 4 Abs. 1 
des V ertrages) an österreich wohl Gebietstde 
mit einer Gesamtfläche von 164'80 ha, an die 
eSSR aber Gebietsteile mit einer Gesamtfläche 
von nur 148'27 ha fallen. Es erwies sich aber 
weder technisch noch finanziell als vertretbar, 
die Differenz zum Nachteil der eSSR im Aus­
maß von 16'53 ha durch die Schaffung eines 
entsprechenden neuen Marchdurchstiches ausz'u­
gleichen. Da der AuSgleich auch nicht im Bereich 
der oberwähnten fünf kleinen Regulierungs­
str,ecken zu erzielen war, wurden vom Bund 
nach längerem Bemühen im Bereich der Gemein­
den Neudorf bei Staatz und Wjldendürnbach 
Grundstücke im Gesamtausmaß von 16'54 ha 
angekauft. Diese Grund'stücke soHen zum Aus­
gleich sowohl hoheitsrechtlich als auch eigen­
tumsrechtlich (Art. 15 Albs. 2 des Vertrages) an 
die eS SR übertragen werden~ Hiedurch wird 
der Grenzverlauf in zwei voneinandergetrenn­
ten Teilstrecken in· einer Gesamtlänge von 
1'8 km geändert. Allerdings wird durch die 
übertragung der beiden Ailsgleichsgebiete ledig­
lich der Gebietsverlust der eSSR an der March 
und am Frattingbach (dort 82 m2) abgegolten. 
Bezüglich der übrigen Grenzänderungsstrecken 
wird der vollständ,ige Flächenausgleich im Bereich 
des Drasenhofener Gren!Z.grabens erreicht (vogl. 
die Ausführungen zur Z. 5). 

Z.5: 

Der Grenzgraben im Bereich der Gemeinden 
Drasenhofen (Sektion IX) wurde in den Jahren 
1969 und 1970 reguliert. Durch die beabsich­
tigte Verlegung der Staatsgrenze ,in zwei von­
einander getrennten Teilstrecken fallen. insge­
samt 722 m2 an österreich und 566 m2 an die 
eSSR. Die Gesamtlänge der geänderten Grenz­
strecke beträgt künftig 0'8 km. Allerdings· kann 
wegen des bereits bei der Z. 4 dargelegten 
Flächenausgleiches die Staatsgrenzenur in der 
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westlichen Teilstrecke zur Gänze in die Mitte Zu § 3: 
des neuen' Grabenbeti:es verlegt werden. In der 
östlichen Teilstrecke hingegen 'Soll die Staats- Zu Abs. 1: 
grenze lediglich bis z'u den Grenzzeichen 2 und Nach den Art. 27 (Punkt 6) und 30des Staats-
3 nach dem Grenzpunkt IX/?,1 in der Graben- vertrages' von SaiIIt~Germain und dem ent­
mitte, von dort ab j.edoch entlang der rechten spr.echenden Beschluß· des Grenzregelungsaus­
ober.enBöschungskante geführt werden. schusses wird die Staatsgrenze in der Grenz­

Z.6: 

Der Mühlbach .im Bereich der Gemeinde Dra­
senhofen (Sektion X) wurde ~m Jahre 1967 
.reguliert., Durch die Verlegung der Staatsgrenze 
in die Mitte des neuen Bachbettes fallen insge­
samt 174 m2 an österreich: und 56 m2 an die 
CSSR. Die geändert-e Grenzstrecke ist 0'4 km 
lang. -

Die Gebi·etsie.i·le, die infolge der Neufest:legung 
der Staatsgrenze dem Hoheitsgebiet der Repu­
blik österreich zufallen, gehen nach Art. 15 und 
16 des Vertrages in das lastenfreie Eigentum 
des Bundes über. Umgekehrt werden die dem 
Hoheitsgebiet der CSSR zufallenden Gebiets­
te'iJ,e deren lastenfreies Eigentum. Wie bereits 
zur Z. 4 erwähnt, hat der Bund bereits durch 
Kauf das Eigentum an dem 16'54 ha großen 
Ausgleichsgebiet iri den Gemeinden Neudorf bei 
Staatz und Wildendürn'bach ·erworben. Im Falle 
der Z. 6 des § 2 Abs. 1 (Drasenhofener Mühl­
bach) wird sich die Staatsgrenze nur innerhalb 
de!s dem Bund gehörenden Bachgrundstücke's ver­
schi,eben. Was die restlichen Gebietsteile im 
Gesamtausmaß von 4666 m2 betrifft, die im 
Bereich der übrigen beiden Grenzhäche und der 
beiden Grenzgräben an die CSSR abzutreten 
sind (Z. 1,2, 3 und 5 de's § 2 Abs. 2), so haben­
soweit es sich nicht' um. öffentliches Wassergut 
handelt -' die: hetroff·enen Grundstückseigen­
tümer dem Bund die· für die Regulierungstrasse 
selbst erforderlichen Grundstücksteile kostenlos 
und lediglidt die zwischen der Regu1.ierungs­
trasse und der bisherigen Staatsgrenze liegenden 
Grundstücksteile unter qerBedingung zur Ver­
fügung gestellt, daß sie- hiefür angemessen ent-

. schädigt. werden. 

Zu Abs. 2: 

. Hinsichtllich der Ausgestaltung der Vertrags­
anlagen 1 bis 6 w.ird auf die Erläuterung zu 
Art. 2 Ahs. 2 des Vertrages verwiesen. 

Zu Abs. 3: 

Der Grenzregelungsausschuß hat seinerzeit 
gemäß Art. 30 des Staatsvertrages von Saint­
Germain die "nassen Grenzen" -,:. mit Aus­
nahme der Grenzstrecken der Donau, March 
und unteren Thaya .,.;... für unbeweglich erklärt. 
Es war ,daher naheliegend, auch in den durch 
§ 2 Ahs. 1 geänderten Strecken den Grenzver­
lauf von späteren Veränderungen det Grenz­
bäche und Grenzgräben unabhängig zu machen. 

strecke der unteren Thaya (:vom' Anstoß der 
"trockenen Grenze" beim Grenzpunkt XI bis 
zur Einmündung deer Thaya in die March) durch 
die Mittellinie des Flußlaufes bzw. seines Haupt­
armes gebildet. Der vorliegende Abs. 1 erklärt 
wohl gleichfa.JIs die Mittelliriiedes Fluss-es für 
·grenzbesümmend. Jedoch wird in Verbindung 
mit Abs. 3, der den Begriff "Mittellinie" neu 
definiert, ei.ne - wenn auch nur geringfügige -
Knderung des Grenzverlaufes in der unteren 
Thaya bewirkt. Weiters werden durch Abs. 1 
der übergang der Staatsgrenze vom rechten 
Thayaufer (beim Grenzpunkt XI) in die Mittel­
linie dieses Flusses und - in Verbindung mit § 4 
Abs. 1 - der Grenzverlauf im Bereidt der Ein­
mündung der Thaya in die March präzisiert, 
was gleidtfa11s geringfügige Gebietsänderungen 
zur Folge hat. 

Zu Abs. 2: 

Nach d'er geltenden Rechtslage folgt die Staats­
grenze in der unter·en Thaya und der March 
der Mittellinie des Flusses .ipso iure bei allmäh­
lichen natürlichen Veränderungen des Flusses. 
Im Gegensatz dazu soU die Staatsgrenze unter 
den im Abs. 2 genau' festgelegten 'Bedingungen 
auch künstlichen Veränderungen des Flusses fol­
gen. Damit soll so weit wie möglich verhindert 
werden, daß künftgie Baurnaßnahmen, die im 
Rahmen des Grenzgewässervertrag·es von 1967 
ausgeführ.t werden, ein Abweichen der Grenz­
linie von der Mittellinie und damit neuerliche 
Unklarheiten über den Grenzverlauf zur Folge 
haben. Die in Rede stehende Bestimmung be­
wirkt nach dem Gesagten gleichfalls GeQiets­
änderung.en im Sinne des Art . .lAbs. 2 B-VG . 

Zu Abs. 3: 

Nach Artikel 52 des heute' noch geltenden 
Vertrages zwischen ,öder Republik österreich 
und der Tschechoslowakischen Republik zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse an der im 
Artikel 27, Punkt 6, des Staatsvertrages von 
St. Germain en Laye zwischen den alliierten und 
assoziierten Mächteri und österreich vom 
10. September 1919 beschriebenen Staatsgrenze 
(Grenzstatut)" vom 12. Dezember 1928, BGB!. 
Nr. 303/1930, ~st unter der Mittellinie der Thaya 
Und der March ,eine kontinuierliche flüssige Linie 
zu verstehen, welche von den beiden Ufer­
linien tunlichstgleich weit entfernt ist. Kommen 
Unklarheiten' bei Feststellung. der Uferän-
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der vor, sowerd·en als solche die Begrenzungs­
linien des Terrains mit ständiger Vegetation 
betrachtet. 

Da nach dieser Definition Uferränder in der 
Natur nicht ,immer eindeutig festgestellt werden 
können, werden im gegenständlichen Gesetzent­
wurf die BenetzungSilinien der Thaya bei Mittel­
wasser als die für die Grenzbestimmung maß­
gebenden Uferränder erklärt. 

Zwischen den Grenzpunkten XI/2 und XI/4 
der unteren Thaya-Grenzstreckeliegen drei 
Inseln, weshalb es notwendig war, auch eine 
Aussage darüber zu machen, welcher Flußarm als 
Hauptarnigih und daher für die Bestimmung 
des Grenzverlaufes maßgebend ist. 

Zu § 4: 

Zu Abs. 1: 

Durch die Art. 27 (Punkt 6) und 30 des Staats­
vertrages von Saint-Germain und den entspre­
chenden Beschluß des Grenzregdungsausschusses 
wurde die Staatsgrenze von der Einmündung 
der Thaya in die March bis zu deren Einmün­
dung in die Donau in der Mitte des Marchflusses 
bzw. seines Hauptarmes festgelegt. In der Folge­
zeit wurde aber auf Grund des bereits zitierten 
Grenzgewässervertrages von 1928 im Rahmen 
der "Gemeinsamen technischen Kommission" die 
Regulierung der Grenzstrecke der stark mäan­
dernden March vor 1938 begonnen und mit den 
kriegsbed,ingten Unterbrechungen 1964 beendet. 
Hiebei wurde vor allem der Flußlauf durch 17 
Durchstiche begradigt. Diesen künstlichen Ver­
änderungen ist aber die Staats grenze nicht ipso 
iur·e gefolgt. Es ist daher notwendig, di,e Staats­
grenze in die Mitte des regulierten Marchbettes 
zu verlegen, damit die in der örtlichkeit über 
den Grenzverlauf bestehenden Unk~arheiten 
beseitigt und dadurch bedingte Grenzzwischen­
fäHe in Hinkunft verhindert werden. Weiters 
soll durch den Austausch der durch clie F1uß­
durchstiche abgeschnittenen Gebietsteile in Hin­
kunft eine zweckentsprechende Bewirtschaftung 
ermöglicht werden. 

Wie bereits zu § 2 Abs. 1 Z. 4 erwähnt wurde, 
werden infolge der angestrebten Grenzverlegung 
im Bereich der 17 Marchdurchstiche an öster­
reich Gebietsteile mit einer Gesamtfläche von 
164'80 ha und an die eS SR Gebietsteile mit 
einer Gesamtfläch.e von 148'27 ha fallen. Hin­
sichtlich des Ausgleiches der Flächenddferenz 
wird auf die Ausführun.gen zu § 2 verwies·en. 

Auf österreichischer Seite hat der Buna bereits 
durch Kauf das Eigentum an den abzutretend.en 
Grundstücken erworben, soweit sie nicht ohne­
dies zum öffentllichen Was~-ergut und damit d'em 
Bund gehören. 

Abs. 1 bringt schließlich eine Präzisierung des 
Grenzv.erlaufes im Bereich der Thayamündung 
(in Verbindung mit § 3 Abs. 1) undirn: Bereich 
der Einmündung der March .in die Donau (in 
Verbindung mit § 5 Abs. 1). 

Zu Abs. 2: 

Auch in der March soH die Staatsgrenze künf­
tig nicht nur den allmählichen natürlichen Ver- , 
änderungen des FJuS'Ses, sondern auch\ - mit 
denselben' Beschränkungen wie in der unteren 
Thaya - bestimmten künstlichen. Veränderun­
gen folgen, die ,durch Baumaßnahmen im Rah­
men des Grenzgewässerv·ertrages 1967 bewirkt 
werden. Auf die Ausführungen zu § 3 Abs. 2 
wird v,erwiesen. 

Zu Abs. 3: 

Dieser hr.ingt eine Definition der grenzbestim­
menden Mittellinie der March, die von der bis­
her' geltenden Definition im Art. 52 des Grenz­
statuts 1928 abweicht. Dies war schon insofern 
nOtlWendig, weil einerseits die ,Match ~nzwischen 
weitgehend reguliert worden ist, 'andererseits 
sich bei den nicht regulierten UferlStrecken die 
alte Definition als unzulänglich erw.iesen. hat. 
Au,ch hier sollen W'~e 'bei der Thaya hei den 
nicht regulierten Ufern die Benetzungslinien als, 
Uferränder gelten. Da jedoch die Ufer der March 
überwieg.end r.eguliert sin,d, wird :der maßgebende 
Mittelwasserstan.d nicht, wie bei der Thaya durch 
die Abflußmepge pro Sekunde, son,dern durch 
die Höhenlage der (dem nicht regulierten Ufer) 
gegenüberliegenden Leitkante,sofe'rn aber eine 
solche mcht vorhanden ist,durch di'e aus ·den 
abgrenzenden Leitkanten abgeleitete Höhen­
lage bes-timmt. Dadurch ist es möglich, trotz der 
V,erschiedenartigkeit der Marchufer (regulierte 
und nicht regulierte 'Teile) Uferr~nder zu kon­
struieren, die für eine eindeutige Bestimmung 
der Mittellin.ie geeignet sind. 

Eine Definition des "Hauptarmes" erübrigt 
sich für die Gr.enzstrecke der March, wei~ hier 
die Flußinsdn durch die Regulierung beseitigt 
worden s,ind. 

Zu § 5: 

Zu Abs. 1: 

Nach den Art. 27 (Punkt 6) und 30 des Staats­
vertrages von Saint-Germain und dem entspre­
chenden B~schluß des Gr·enzregelungsausschusses 
wir.cl clie StaatsigrenZie in der Donau durch di·e 
Mittel:linie der Hauptschiffahrtsrinne gebildet. 
Der vorliegende Ahs. 1 erklärt wohl .gleichfalls 
di,ese Mittellinie für grenzbestimmend. Jedoch 
wird ,in Verbi~dung mit Abs. 3, der den Begriff 
,,Mittellinie" neu definiert, und jn Verbindung 
mit § 6, der den Begriff "HauptschiffahrtsI'inne" 
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neu definiert, eine - wenn auch nur gering- für die Bestimmung der St,aatsgr,enz;e maßgeben­
fügige - Anderung des Grenzverlauf.es in der den Begriffes "Hauptschiffahrtsrinne". 
Donau bewirkt. 

Zu Abs. 2: 

Die Staatsgrenz.e soll in der Donau - ähnlich 
wie in den Grenzstrecken der unt,er'en Thaya 
und der March- ,unter den im Abs. 2 festge­
legten Bedingungen in Hinkunft auch bei künst­
lichen Veränderungen der Hauptschiffahrtsrinne 
deren Mittellinie folg,en. Auf Vor~chlagder 
"österr,eichisch-Tschechoslowakischen _ Grenzge­
wäs,serkommission" wurde die Breite des "Tole­
ranzstr,eifens" mit', 100 m (das -entspricht etwa 
einem Drittel der Strombreite) festgelegt. Denn 
bei der für die nächsten Jahre zu ,erwartenden 
Realisierung der geplanten Donauregelung, die 
im Interesse der Schiffahrt erforderlich ist und 
den Empfehlungen der Don-aukommission ent­
spricht, wird die Mittellinie der Hauptschiffahrts­
rinne bis zu 90 m verschoben werd,en. Mit dem 
festgelegten Limit von 100 m wird a1lso erreicht, 
daß künftige Donauregulierungen aller Voraus­
sicht nach kein Abweichen der Grenzlinie von 
der Mittemn:ie der Hauptschiffahrtsrinne zur 
Folge haben w,erden. 

Abs. 2 bewirkt glei,chfaJls Gebiets,änderungen 
im Sinne des A,rt. 3 Abs. 2 B-VG, 

Zu -Abs. 3: 

Die hierf.estgelegte Definition der für den 
Grenzverlauf maßgebenden Mittellinie wird in 
Verbindung mit § 6 "eine exakte, heutigen Ver­
messungsgrundsätien ,entsprechende Bestimmung 
dieser Linie ermöglich,en. 

Zu § 6: 

Die im Art. 53 des Grenzstatuts 1928 enthaJ­
tene Definition des Begriffes "Hauptschiffahrts­
rinne" hat sich in der -Praxis gl\lichfaUs als unzu­
länglich ,erwies,en. Außerdem wurde auf Empfeh­
lung der Donaukommission die Mindestwasser­
tide von 2 m auf 2·50 m erhöht. Die vorliegende 
Bestimmung bringt daher eine der heutigen L~ge 
entsprechende Definition des in Rede stehenden, 

Zu § 7: 

Das Inkrafttreten dieses Bundesverfassungs­
gesetz,es muß primär davon abhängig gemacht 
werden, daß der am 21. Dezember 1973 !in Wien 
unterzeichnete Vertrag zwisch,en der Republik 
österreich und der Tsch,echoslowakischen Soziali­
stischen Republik über die gemeinsame Staats­
gr,enze in Kraft tritt. Darüber hinaus ist aber 
zu beachten, daß innerstaatlich nach Art. 3 
Abs. 2 B-VG übereinstimmende V,erfassungs­
gesetze de~ Bundes und des von den verein-, 
barten Geb~etsänderungen betroffenen Bundes­
landes erforderlich sind. Es muß daher das In­
krafttreten der §§ 2 bis 6 des vorliegenden Ge­
setzentwurfes auch von der Er.lassung eines über­
einstimmenden Verfassungsgesetzes dees Landes 
Ni.ederösterreich abhängig gemacht werden. 

Das dem Bund nach Art. 10 Abs. 1 Z. 2 
zustehende Recht, aUe Staatsverträge abzuschlie­
ßen, ist nach dem Gesagten bei einer vertrag­
lichen Veränderung des Bundesgebietes, di,e zu­
gleich Anderung eines Landesgebietes ist, ein­
g,eschränkt. Es kann daher der gegenständliche 
Grenzvertrag erst dann ratifiziert und damit 
gemäß seinem Art. 50 in Kraft gesetzt werden, 
wenn außer dem gegenständlichen Bundesver­
fasoSungsgesetz auch da,s damit übereinstimmende 
Landesverfassungsges'etz beschlossen worden ist. 
Auf gleiche Weise wurden bereits die Gr,enz­
verträge mit Jugoslawien (BGBJ. Nr. 229/1966) 
und der Schweiz (BGBL Nr. 331/1972) behandelt 
(s. auch hiezu erlassenen Bundesverfassungsge­
setze BGBL Nr. 230/1966 und 332/1972). 

Abs. 2 enthält die V o:1lzugsklausel. 

In. Vollziehungskosten 

Durm die Vollz~ehung des gegenständJlichen 
Bundesverfas5'Ull'gs:gesetzes erwächst kein n'en­
nenswerter Verwaltungsaufwand. Die VoIlzie­
hung erfordert auch keine zusätzlichen Dienst­
posten des Bundes und des hetei'ligten Landes 
Niederösterreich. 
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